
Teilnahmeerklärung

Vereinbarung über die Teilnahme am Verfahren Digitaler Finanzbericht

zur elektronischen Übermittlung von Abschlussunterlagen und -daten

über DATEV an ein Kreditinstitut

zwischen

(inkl. Mandantennummer)
- nachstehend ,,Mandanf'genannt -

und

(inkl. DATEV-Beraternummer)
- nachstehend ,,Kanzlei" genannt -

Präambel

(1) Die Kanzlei erstellt für den Mandanten auf der Grundlage der von diesem gelieferten
Unterlagen und Angaben dessen Jahresabschluss ohne/mit Bescheinigung und
Erstellungsberichtl. Sie bedient sich hierbei der Programme der DATEV eG in
Nürnberg. Der Umfang der Leistungen der Kanzlei ergibt sich aus dem Vertrag
zwischen Kanzlei und Mandant über die Erstellung des Jahresabschlusses.

(2) Der Jahresabschluss und die gegebenenfalls dazugehörige Vollständigkeitserklärung
werden durch den Mandanten in ihrer jeweils endgültigen Form unterzeichnet.

(3) Der Mandant wünscht, dass das unter Ztff . 2 genannte Kreditinstitut bestimmte
Abschlussunterlagen und -daten von der Kanzlei im Auftrag des Mandanten über das
DATEV-Rechenzentrum auf elektronischem Weg (Verfahren Digitaler Finanzbericht)
erhalten soll.

(4) Vor der elektronischen Übermittlung der in Abs. 3 genannten Abschlussunterlagen und
-daten muss das Einverständnis des Mandanten vorliegen.

1 Nichtzutreffendes streichen.
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o

Mandant und Kanzlei kommen daher wie folgt überein:

1. Konkretisierung der für die elektronische Übermittlung vorgesehenen
Abschlussunterlagen und -daten

(1) Die Kanzlei übermittelt im Auftrag des Mandanten folgende Unterlagen (bitte ankreuzen)

Jahresabschluss
o Bilanz
o Gewinn- und Verlustrechnung
o Anlagespiegel (soweit nicht Bestandteil des Anhangs)
o Anhang

o Lagebericht
o Bescheinigung über die Erstellung
o Erstellungsbericht
o Bestätigungsvermerk
o Prüfungsbericht

o E-Bilanz
o Einnahmenüberschuss-Rechnung (EÜR)

Kontennachweis bzw. Summen-/Saldenliste

Die angekreuzten Unterlagen werden nachfolgend ,,Vereinbarte Abschlussunterlagen"
genannt.

Die Kanzlei übermittelt die Vereinbarten Abschlussunterlagen elektronisch als bildhafte Kopie
(PDF-Format). Zusätzlich übermittelt sie zur Unterstützung der Weiterverarbeitung der
Vereinbarten Abschlussunterlagen einen strukturierten Datensatz; dieser enthält diejenigen
Daten der Vereinbarten Abschlussunterlagen, die von der in der Kanzlei verwendeten
Software im Zeitpunkt der Übermittlung tatsächlich in strukturierter Form elektronisch
bereitgestellt werden können, mindestens aber Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung
und/oder E-Bilanz und/oder Einnahmenüberschuss-Rechnung (nachfolgend ,,Datensatz"
genannt).

o

o
o
o
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2. Auftrag und Bevollmächtigung zur elektronischen Übermitttung an ein
Kreditinstitut über DATEV eG

Der Mandant beauftragt und bevollmächtigt die Kanzlei, die bildhafte Kopie (PDF-Format) der
Vereinbarten Abschlussunterlagen sowie den Datensatz im Namen des Mandanten über das
Rechenzentrum der DATEV eG an das nachfolgend genannte Kreditinstitut elektronisch zu
übermitteln:

Kreditinstitut

IBAN:

Kundennummer: ,

Bankleitzahl : ..

Ist eine elektronische Ubermittlung der bildhaften Kopie der vereinbarten
Abschlussunterlagen aus technischen Gründen ganz oder teilweise nicht möglich, oder liegt
eine Haftungsklarstellungserklärung des Kreditinstituts für den Digitalen Finanzbericht nicht
mehr vor, so erfolgt die Übermittlung bzw. der betroffene Teil durch Übersendung von
Papierausdrucken an das Kreditinstitut.

Auftrag und Bevollmächtigung gelten ab sofort/ab dem

Die Kanzlei darf die Ubermittlung erst vornehmen, wenn das Einverständnis des Mandanten
hierfür vorliegt.

3. Einwilligung in die Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzungi
Einverständnis mit DATEV eG als Dienstleister

Der Mandant ist damit einverstanden, dass die Kanzlei die Daten, die für die Tätigkeiten
gemäß Ziff . I und 2 erforderlich sind, für diesen Zweck erhebt, verarbeitet und nutzt,
insbesondere speichert und die Vereinbarten Abschlussunterlagen sowie den Datensatz an
das unter 2. genannte Kreditinstitut elektronisch übermittelt. Der Mandant willigt ferner darin
ein, dass sich die Kanzlei dabei der DATEV eG, Nürnberg, als Dienstleister bedient und
insbesondere die elektronische Übermittlung über das DATEV-Rechenzentrum vornimmt.

2 Nichtzutreffendes streichen.

2
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4. Auftragsbedingungen/Haftungsbegrenzung3

Alt.1: Die in Anlage beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingungen der Kanzlei sind
Gegenstand dieser Vereinbarung.a

5. Salvatorische Klausel; Beendigung; Unabhängigkeit von Mandatsvertrag

(1) Sollte eine Bestimmung dieser Vereinbarung unwirksam sein, so bleibt der übrige Inhalt
der Vereinbarung wirksam. Mandant und Kanzlei verpflichten sich, anstelle der
unwirksamen Bestimmung eine wirksame Bestimmung zu vereinbaren, die der
ursprünglich gewollten Bestimmung inhaltlich am nächsten kommt.

(2) Der Mandant kann die Vollmacht gemäß Ziff.2 jederzeit widerrufen und damit diese
Vereinbarung mit Wirkung für die Zukunft beenden. Der Widerruf bedarf der
Schriftform, wobei E-Mail ausreichend ist.

(3) Die Beendigung dieser Teilnahmeerklärung lässt den Mandatsvertrag über die Erstellung
des Jahresabschlusses zwischen Kanzlei und Mandant unberührt.

6. Anwendbares Recht

Diese Vereinbarung unterliegt deutschem Recht

, den
(Unterschrift Mandant)

, den ...
(Unterschrift Kanzlei)
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Al lgemei ne Geschäftsbedingu ngen
für Steuerberater, Steuerbevollmächtigte und Steuerberatungsgesellschaften

Stand: Juli 2018
Die folgenden ,,Allgemeinen Ceschäftsbedingungen" gelten für Verträge zwischen Steuerberatern, Steuerbevoll
genden,,Steuerberater" genannt) und ihren Auftraggebern, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich in Textform

1. Umfang und Ausführung des Auftrags
(1) Für den Umfang der vom Steuerberater zu erbringenden Leistungen ist der erteilte Auftrag maßgebend. Der Auftrag wird nach den Crundsätzen ordnungsge-

mäßer Berufsausübung unter Beachtung der einschlägigen berufsrechtlichen Normen und der Berufspflichten (vgl. StBerG, BOSTB) ausgeführt.
(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf einer ausdrücklichen Vereinbarung in Textform.
(3) Andert sich die Rechtslage nach abschließender Ertedigung einer Angelegenheit, so ist der Steuerberater nicht verpflichtet, den Auftraggeber aufdie Anderung

oder die sich daraus ergebenden Folgen hinzuweisen.
(4) Die Prüfung der Richtigkeit, Vollständigkeit und Ordnungsmäßigkeit der dem Steuerberater übergebenen Unterlagen und Zahlen, insbesondere der Buchfüh-

rung und Bilanz, gehört nur zum Auftrag, wenn dies in Textform vereinbart ist. Der Steuerberater wird die vom Auftraggeber gemachten Angaben, insbesondere
Zahlenangaben, als richtig zu Crunde legen. Soweit er offensichtliche Unrichtigkeiten feststellt, ist er verpflichtet, darauf hinzuweisen.

(5) DerAuftrag stellt keine Vollmachtfür die Vertretungvor Behörden, Cerichten und sonstigen Stellen dar. Sie istgesondert zu erteilen. lst wegen derAbwesenheit
des Auftraggebers eine Abstimmung mit diesem über die Einlegung von Rechtsbehelfen oder Rechtsmitteln nicht möglich, ist der Steuerberater im Zweifel zu
fristwahrenden Handlungen berechtigt u nd verpfl ichtet.

2. Verschwiegenheitspfl icht
(1) Der Steuerberater ist nach Maßgabe der Cesetze verpflichtet, über alle Tatsachen, die ihm im Zusammenhang mit der Ausführung des Auftrags zur Kenntnis

gelangen, Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, der Auftraggeber entbindet ihn von dieser Verpflichtung. Die Verschwiegenheitspflicht besteht auch nach
Beendigung des Vertragsverhältnisses fort. Die Verschwiegenheitspflicht besteht im gleichen Umfang auch für die Mitarbeiter des Steuerberaters.

(2) Die Verschwiegenheitspflicht besteht nicht, soweit die Offenlegung zur Wahrung berechtigter lnteressen des Steuerberaters erforderlich ist. Der Steuerberater
ist a uch insoweit von der Verschwiegen heitspfl icht entbu nden, a ls er nach den Vers icheru ngsbed i ngu ngen seiner Berufshaftpfl ichtversicheru ng zu r I nformation
und Mitwirkung verpflichtet ist.

(3) Cesetzliche Auskunfts- und Aussageverweigerungsrechte nach $ 102 AO, $ 53 SIPO und $ 383 ZPO bleiben unberührt.
(4) Der Steuerberater ist von der Verschwiegenheitspflicht entbunden, soweit dies zur Durchführung eines Zertifizierungsaudits in der Kanzlei des Steuerberaters

erforderlich ist und die insoweit tätigen Personen ihrerseits über ihre Verschwiegenheitspflicht belehrt worden sind. Der Auftraggeber erklärt sich damit einver-
standen, dass durch den Zertifizierer/Auditor Einsicht in seine - vom Steuerberater angelegte und geführte - Handakte genommen wird.

3. Mitwirkung Dritter
Der Steuerberater ist berechtigt, zu r Ausfü h ru ng des Auftrags Mita rbeiter u nd u nter den Vora ussetzu ngen des $ 62a StBerC a uch externe Dienstleister (insbesonde-
re datenverarbeitende Unternehmen) heranzuziehen. Die Beteiligung fachkundiger Dritter zur Mandatsbearbeitung (2. B. andere Steuerberater, Wirtschaftsprüfer,
Rechtsanwälte) bedarfder Einwilligung und des Auftrags des Auftraggebers. Der Steuerberater ist nicht berechtigt und verpflichtet, diese Dritten ohne Auftrag des
Auft raggebers hinzuzuziehen.

3a. Elektronische Kommunikation, Datenschutzl)
(1) Der Steuerberater ist berechtigt, personenbezogene Daten des Auftraggebers im Rahmen der erteilten Aufträge maschinell zu erheben und in einer automati-

sieften Datei zu verarbeiten oder einem Dienstleistungsrechenzentrum zur weiteren Auftragsdatenverarbeitung zu übertragen.
(2) Der Steuerberater ist berechtigt, in Erfüllung seiner Pflichten nach der DSCVO und dem Bundesdatenschutzgesetz einen Beauftragten für den Datenschutz zu

bestellen. Sofern dieser Beauftragte für den Datenschutz nicht bereits nachZiff.2 Abs. 1 Satz 3 der Verschwiegenheitspflicht unterliegt, hat der Steuerberater
dafür Sorge zu tragen, dass der Beauftragte für den Datenschutz sich mit Aufnahme seiner Tätigkeit zur Wahrung des Datengeheimnisses verpflichtet.

(3) Soweit der Auftraggeber mit dem Steuerberater die Kommunikation per Telefaxanschluss oder über eine E-Mail-Adresse wünscht, hat derAuftraggeber sich an
den Kosten zur Einrichtung und Aufrechterhaltung des Einsatzes von Signaturverfahren und Verschlüsselungsverfahren des Steuerberaters (bspw. zur Anschaf-
fung und Einrichtung notwendiger Soft- bzw. Hardware) zu beteiligen.

4. Mängelbeseitigung
(1) Der Auftraggeber hat Anspruch auf Beseitigung etwaiger Mängel. Dem Steuerberater ist Celegenheit zur Nachbesserung zu geben. Der Auftraggeber hat das

Recht - wenn und soweit es sich bei dem Mandat um einen Dienstvertrag i. S. d. $$ 611.,675 BCB handelt -, die Nachbesserung durch den Steuerberater abzuleh-
nen, wenn das Mandat durch den Auftraggeber beendet und der Mangel erst nach wirksamer Beendigung des Mandats festgestellt wird.

(2) Beseitigt der Steuerberater die geltend gemachten Mängel nicht innerhalb einer angemessenen Frist oder lehnt er die Mängelbeseitigung ab, so kann der Auf-
traggeber auf Kosten des Steuerberaters die Mängel durch einen anderen Steuerberater beseitigen Iassen bzw. nach seiner Wahl Herabsetzung der Vergütung
oder Rückgängigmachung des Vertrags verlangen.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten (2. B. Schreibfehler, Rechenfehler) können vom Steuerberaterjederzeit, auch Dritten gegenüber, berichtigt werden. Sonstige Mängel
darf der Steuerberater Dritten gegenüber mit Einwilligung des Auftraggebers berichtigen. Die Einwilligung ist nicht erforderlich, wenn berechti$e lnteressen
des Steuerberaters den lnteressen des Auftraggebers vorgehen.

5. Haftung

mächtigten und Steuerberatungsgesellschaften (im Fol-

vereinbart oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.

(1) Die Haftu
mehreren

ng des Steuerberaters und seiner Erfüllungsgehilfen für einen Schaden, der aus einer -oder - bei einheitlicher Schadensfolge - aus
lässlich der Erfüllurig"eines Auftrags resultiert, wird auf 1.00O .OOO\ OO €,r (in Worten:

Vorsatz bleibt insoweit rt. Von der Haftu
€) begrenzt. Die

ngsbegrenzung ausgeno
ng gilt für die gesamte

mmen
Haftungsbegrenzung bezieht sich allein

sind Haftungsansprüche für Schäden aus

auf Fahrlässigkeit. Die Haftung für
der Verletzung des Lebens, des Kör-

pers oder der Cesundheit. Die Haftungsbegrenzu Tätigkeit des Steuerberaters für den Auftraggeber, also insbesondere auch für eine
Ausweitu ng des Auftragsi n ha lts; ei ne r erneuten Verei n baru ng der Haftu ngsbegrenzu ng beda rf es insoweit nicht. Die Haftu ngsbegrenzung gi lt a uch bei Bi ld ung
einer Sozietät/Partnerschaft und Übernahme des Auftrags durch die Sozietät/Partnerschaft sowie für neu in die Sozietät/Partnerschaft äintretende Sozien/
Partner. Die Haftungsbegrenzung gilt ferner auch gegenüber Dritten, soweit diese in den Schutzbereich des Mandatsverhältnisses fallen; $ 334 BCB wird inso-
weit ausdrücklich nicht abbedungen. Einzelvertragliche Haftungsbegrenzungsvereinbarungen gehen dieser Regelung vor, lassen die Wirksamkeit dieser Rege-
lungjedoch - soweit nicht ausdrücklich anders geregelt - unberührt.

(2) Die Haftungsbegrenzung gilt, wenn entsprechend hoher Versicherungsschutz bestanden hat, rückwirkend von Beginn des Mandatsverhältnisses bzw. dem
Zeitpunkt der Höherversicherung an und erstreckt sich, wenn der Auftragsumfang nachträglich geändert oder erweitertwird, auch aufdiese Fälle.

1) ZurVerarbeitung personenbezogener Daten muss zudem eine Rechtsgrundlage aus Art.6 DSCVO einschlägig sein. Dieser zählt die Rechtsgrundlagen rechtmäßiger
Verarbeitung personenbezogener Daten lediglich auf. Der Steuerberater muss außerdem die lnformationspflichten gem. Art. 13 oder 14 DSCVO durch übermittlung
zusätzlicher lnformationen erfüllen. Hierzu sind die Hinweise und Erläuterungen im Hinweisblatt zu dem Vordruck Nr.1oO5 ,,Datenschutzinformationen für Mandanten"
und Nr. 1006 ,,Datenschutzinformation zur Verarbeitung von Eeschäftigtendaten" zu beachten.

2) BitteSSf Betrageinsetzen.UmvondieserRegelungCebrauchmachenzukönnen,musseinBetragvonmindestensLMio.€angegebenwerdenunddievertraglicheVersi-
cherungssumme muss wenigstens L Mio. € für den einzelnen Schadensfall betragen; anderenfalls ist die Ziffer 5 zu streichen. In diesem Fall ist daraufzu achten, dass die
einzelvertragliche Haftungsvereinbarung eine Regelung entsprechend Ziff.5 Abs.2 enthält. Aufdie weiterführenden Hinweise im Merkblatt Nr.1oo1 wird verwiesen.
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6. Pflichten des Auftraggebers; unterlassene Mitwirkung und Annahmeverzug des Auftraggebers
(1) Der Auftraggeber ist zur Mitwirkung verpflichtet, soweit es zur ordnungsgemäßen Erledigung des Auftrags erforderlich ist. Insbesondere hat er dem Steuerbe-' 

rater unauifefordert alle für die nusfühiung des Auftrags notwendigen Unterlagen vollständig und so rechtzeitig zu übergeben, dass d-em Steuerberater eine

ang"r.rr.Äe Bearbeitungszeit zur Verfügung steht. Entsprechendes gilt für die Unterrichtung über alle Vorgänge und Umstände, die für die Ausführung des

Au-ftrags von Bedeutung sein können. Der Auftraggeber istverpflichtet, alle schriftlichen und mündlichen Mitteilungen des Steuerberaters zur Kenntnis zu neh-

men und bei Zweifelsfragen Rücksprache zu halten.

(2) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit des Steuerberaters oder seiner Erfüllungsgehilfen beeinträchtigen könnte.

(3) DerAuftraggeberverpflichtet sich, Arbeitsergebnisse des Steuerberaters nur mit dessen Einwilligungweiterzugeben, soweit sich nicht bereits aus dem Auftrags-

inhalt die Einwilligung zur Weitergabe an einen bestimmten Dritten ergibt.

(4) Setzt der Steuerberater beim Auftraggeber in dessen Räumen Datenverarbeitungsprogramme ein, so ist der Auftraggeber verpflichtet, den Hinweisen des

Steuerberaters zur lnstallation und Anrvendung der Programme nachzukommen. Des Weiteren ist der Auftraggeber verpflichtet, die Programme nur in dem

vom Steuerberater vorgeschriebenen Umfang zu nutzen, und er ist auch nur in dem Umfang zur Nutzung berechtigt. Der Auftraggeber darf die Programme

nicht verbreiten. Der StÄuerberater bleibt lnhaber der Nutzungsrechte. Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was der Ausübung der Nutzungsrechte an den

Programmen durch den Steuerberater entgegensteht.
(5) Unterlässt der Auftraggeber eine ihm nach Ziff. 6 Abs. 1 bis 4 oder anderweitig obliegende Mitwirkung oder kommt er mit der Annahme der vom Steuerberater

angebotenen Leistun!-in Verzug, so ist der Steuerberater berechtigt, den Vertrag fristlos zu kündigen (vgl. Ziff.9 Abs.3). Unberührt bleibt der Anspruch des

Ste,-uerberaters auf Eriatz der ihm durch den Verzug oder die unierlassene Mitwirkung des Auftraggebers entstandenen Mehraufwendungen sowie des verur-

sachten Schadens, und zwar auch dann, wenn der Steuerberatervon dem Kündigungsrecht keinen Cebrauch macht.

7. Urheberrechtsschutz

Die Leistungen des Steuerberaters stellen dessen geistiges Eigentum dar. Sie sind urheberrechtlich geschützt. Eine Weitergabe von Arbeitsergebnissen außerhalb

der bestimmungsgemäßen Verwendung ist nur mit vorheriger Zustimmung des Steuerberaters in Textform zulässig.

8. Vergütung, Vorschuss und Aufrechnung
(1) Die Vergütung (Cebühren und Auslagenersatz) des Steuerberaters für seine Berufstätigkeit nach $ 33 StBerC bemisst sich nach der Steuerberatervergütungsver-

ordnung (StOüV1. Eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung kann in Textform vereinbart werden. Die Vereinbarung einer niedrigeren,Vergütung

ist nur ii außergerichtlichen Angelegenheiten zulässig. Sie muss in einem angemessenen Verhältnis zu der Leistung, derVerantwortung und dem Haftungsrisiko

des Steuerberaters stehen ($ 4 Abs. 3 stBW).
(2) Für Tätigkelten, die in der Vergütungsverordnung keine Regelung erfahren (2. B. $ 57 Abs. 3 Nrn. 2 und 3 StBerC), gilt die vereinbarte VerSütung, anderenfalls die

für diesÄ Tätigkeit vorgesehene gesetzliche Vergütung, ansonsten die übliche Vergütung ($$ 612 Abs.2 und 632 Abs.2 BCB).

(3) Eine Aufrechnung gegenüber einem Vergütungsanspruch des Steuerberaters ist nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

(4) Für bereits entstandene und voraussichtlich entstehende Cebühren und Auslagen kann der Steuerberater einen Vorschuss fordern. Wird der eingeforderte Vor-

schuss nicht gezahlt, kann der Steuerberater nach vorheriger Ankündigung seine weitere Tätigkeit für den Auftraggeber einstellen, bis der Vorschuss eingeht.

Der Steuerbeiater ist verpflichtet, seine Absicht, die Tätigkeit einzustellen, dem Auftraggeber rechtzeitig bekanntzugeben, wenn dem Auftraggeber Nachteiie

aus einer Einstellung der Tätigkeit erwachsen können.

9. Beendigung des Vertrags

(1-) Der Vertrag endet mit Erfüllung der vereinbarten Leistungen, durch Ablauf der vereinbarien Laufzeit oder durch Kündigung. Der Vertrag endet nicht durch den

Tod, durch den Eintritt der Ceschäftsunfähigkeit des Auftraggebers oder im Falle einer Gesellschaft durch deren Auflösung.

(2) DerVertrag kann -wenn und soweit er einen Dienstvertrag i.5. d. $5 611,675 BCB darstellt -vonjedem Vertragspartner außerordentlich gekündigtwerden, es

sei denn, ei handelt sich um ein Dienstverhältnis mitfesten Bezügen, $ 627 Abs.1 BCB; die Kündigung hat in Textform zu erfolgen. Soweit im Einzelfall hiervon

abgewichen werden soll, bedarfes einerVereinbarung, die zwischen Steuerberater und Auftraggeber auszuhandeln ist.

(3) Bei Kündigung des Vertrags durch den Steuerberater sind zur Vermeidung von Rechtsnachteilen des Auftraggebers in jedem Fall noch diejenigen Handlungen

durch den Steuerberaterv-orzunehmen, die zumutbar sind und keinen Aufschub dulden (2. B. Fristverlängerungsantrag bei drohendem FristablaufJ.

(4) Der Steuerberater istverpflichtet, dem Auftraggeber alles, was er zurAusführung des Auftrags erhält oder erhalten hat und was er aus der Ceschäftsbesorgung

erlangt, herauszugeben. Außerdem ist der Steuerberater verpflichtet, dem Auftraggeber auf Verlangen über den Stand der Angelegenheit Auskunft zu edeilen

und Rechenschaft abzulegen.

(5) Mit Beendigu ng des Vertrags hat der Auftraggeber dem Steuerberater die bei m Auftraggeber zu r Ausfüh ru ng des Auftrags ei ngesetzten Datenvera rbeitu ngspro-

gramme einschließlich angefertigter Kopien sowie sonstige Programmunterlagen unverzüglich herauszugeben bzw. sie von der Festplatte zu löschen.

(6) Nach Beendigung des Auftragsverhältnisses sind die Unterlagen beim Steuerberater abzuholen.

(7) EndetderAuftragvorseinervollständigen Ausführung, so richtet sich derVergütungsanspruch des Steuerberaters nach dem Cesetz. Soweit im Einzelfall hiervon

abgewichen werden soll, bedarf es einer gesonderten Vereinbarung in Textform.

10. Aufbewahrung, Herausgabe und Zurückbehaltungsrecht in Bezug aufArbeitsergebnisse und Unterlagen

(1) Der Steuerberater hat die Ha ndakten für d ie Da uer von zehn Jah ren nach Beendigu ng des Auftrags a ufzu bewa hren. Diese Verpflichtu ng erlischt jedoch schon vor

Beendigung dieses Zeitraums, wenn der Steuerberater den Auftraggeber aufgefordert hat, die Handakten in Empfang zu nehmen, und der Auftraggeber dieser

Aufforderung binnen sechs Monaten, nachdem er sie erhalten hat, nicht nachgekommen ist.

(2) Handakten i. 5. v. Abs. L sind nur die Schriftstücke, die der Steuerberater aus Anlass seiner beruflichen Tätigkeit von dem Auftraggeber odei'für ihn erhalten hat,

nicht aber der Briefwechsel zwischen dem Steuerberater und seinem Auftraggeber und für die Schriftstücke, die dieser bereits in Urschrift oder Abschrift erhal-

tenhat,sowiefürdiezuinternenZwecken.gefertigtenArbeitspapiere($66Abs 3StBerC).

(3) Auf Anforderung des Auftraggebers, spätestens aber nach Beendigung des Auftrags, hat der Steuerberater dem Auftragge.ber die Hä,ndakten innerhalb einer

angemessenen Frist herauszugeben. Der Steuerberater kann von Unterlagen, die er an den Auftraggeber zurückgibt, Abschriften oder Fotokopien anfertigen und

zu rückbeha lten.

(4) Der Steuerberater kann die Herausgabe der Handakten verweigern, bis er wegen seiner Cebühren und Auslagen befriedigt ist. Dies gilt nicht, soweit die Vorent-

haltung der Handakten und der einzelnen Schriftstücke nach den Umständen unangemessen wäre ($ 66 Abs.2 Satz 2 StBerG).

11. Sonstiges

Für den Auftrag, seine Ausfü h ru ng u nd die sich hiera us ergebenden Ansprüche gi It a usschl ießlich deutsches Recht. Erfü ll u ngsort ist der Woh nsitz des Auftraggebers,

soweit er nichfKaufmann,juristiiche Person des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist, ansonsten die berufliche Niederlassung des

Steuerberaters. Der Steuerberater ist - n icht - bereit, a n ei nem Streitbeilegu ngsverfah ren vor ei ner Verbra ucherschl ichtu ngsstel le tei lz u neh m en (! $ 36, 37 VSBC).'

12. Wirksamkeit bei Teilnichtigkeit
Falls einzelne Bestlmmungen dieser Ceschäftsbedingungen unwirksam sein oder werden sollten, wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen dadurch nicht

berüh rt.

3) Falls die Durchführungvon Streitbeilegungsverfahren vor derVerbraucherschlichtungsstelle gewünscht ist, ist das Wort,,nicht" zu streichen. Aufdie zuständigeVer-

braucherschlichtungsstelle ist in diesem Fall unter Angabe von deren Anschrift und Website hinzuweisen.



Erläuterungen
zut

Vereinbarung über die Teilnahme am Verfahren Digitaler Finanzbericht
zur elektronischen Übermittlung von Abschlussunterlagen und -daten

über DATEV an ein Kreditinstitut

Allgemeines
Die Vereinbarung regelt die Teilnahme am technischen Verfahren Digitaler Finanzbericht zur
elektronischen Übermittlung von Abschlussunterlagen und -daten an Kreditinstitute über das
Rechenzentrum der DATEV eG. In den Programmen der DATEV, in denen eine Übermittlung der
Daten angestoßen werden kann, ist eine Selektion und eine Vorschau der zur Übermittlung
vorgesehenen Daten möglich. Die Vereinbarung ersetzt nicht den Mandatsvertrag zwischen
Kanzlei und Mandant über die Erstellung des Jahresabschlusses, in dem der Leistungsumfang
der Kanzlei definiert ist. Sie setzt einen solchen Vertrag vielmehr voraus.

Die vorliegende Vereinbarung versteht sich als Arbeitshilfe. Sie muss ggf. den individuellen
Anforderungen angepasst werden.

Die unterschriebene Teilnahmeerklärung wird in der Kanzlei zu den Unterlagen zum
Mandat abgelegt.

Zur Präambel
Die Datenübermittlung über das DATEV-Rechenzentrum soll das Kreditinstitut in die Lage
versetzen, den Jahresabschluss/die EÜR bzw. Teile davon auch elektronisch auszuwerten und
zu bearbeiten.

Der mit den Programmen der DATEV erstellte Jahresabschluss kann mit einer Bescheinigung
versehen werden. Es ist zu beachten, dass die Bescheinigungen, die von der Bundessteuer-
beraterkammer vorgeschlagen werden, ausschließlich in Verbindung mit einem Erstellungs-
bericht verwendet werden sollen. Deshalb wird für diese Fälle die Übermittlung des ent-
sprechenden Berichts als bildhafte Kopie empfohlen.

Zu 2, Auftrag und Bevollmächtigung zur elektronischen übermittlung an ein
Kreditinstitut über das DATEV-Rechenzentrum

Eine Übermittlung erfolgt ausschließlich mit Zustimmung des Mandanten und nur durch die
Kanzlei. Ein Abruf der Daten durch das Kreditinstitut ist nicht möglich.

Durch die Vereinbarung erklärt sich der Mandant ausdrücklich damit einverstanden, dass seine
unter Ziffer 1 näher bezeichneten Daten auf elektronischem Weg an das Kreditinstitut
übermittelt werden. Für die Übermittlungen muss das Einverständnis des Mandanten vorliegen.
Ein Widerruf der Vereinbarung gegenüber der Kanzlei ist jederzeit mit Wirkung für die Zukunft
schriftlich möglich, wobei E-Mail ausreichend ist (vgl. Ziff.5 Abs. 2).

Die Vereinbarung begründet keine unbedingte Verpflichtung der Kanzlei zur elektronischen
Datenübermittlung. Sollte aus technischen Gründen eine Datenübermittlung nicht möglich sein
oder diese von der DATEV nicht mehr angeboten werden, so kann die Datenübermittlung auch
auf herkömmlichem Weg in Papierform erfolgen. Dasselbe gilt, wenn von dem betreffenden
Kreditinstitut keine Haftungsklarstellungserklärung mehr vorliegt. Denn dann kann ein erhöhtes
Haftungsrisiko für die Kanzlei bei der Teilnahme am Verfahren Digitaler Finanzbericht bestehen.
Der Mandant sollte darauf hingewiesen werden, wenn eine Übermittlung in Papierform erfolgen
musste,
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Zu 4. Haftungsbegrenzu ng
Die vorgeschlagene Haftungsbegrenzung bezieht sich nur auf Handlungen der Kanzlei im
Rahmen der Teilnahmeerklärung. Sie bezieht sich nicht auf die Leistungen der Kanzlei zur
Erstellung des Jahresabschlusses bzw. der EÜR, Haftungsbeschränkungen insoweit müssen im
Mandatsvertrag geregelt werden.

Es wird eine Haftungsbegrenzung für fahrlässig verursachte Schäden auf 1.000.000 Euro (5 67a
Abs. 1S. lNr.2StBerGund$52Abs, 1S. 1Nr.2BRAO)/4.000.000€(567aAbs. 1S. 1Nr.
2,5.2 StBerG und $ 54aAbs. 1Nr.2WiPro)/10.000.000€(5 52Abs. 1S. 1Nr.2,5.2 BRAO)
vorgeschlagen. Die Mindestversicherungssumme beträgt zurzeit für Steuerberater (g 52
DVSTB) und Rechtsanwälte ($ 51 Abs. 4 S. 1 BRAO) 250.000 €, für Wirtschaftsprüfer 1 Mio. €
(5 54 Abs. 1 S. 2 WiPro i.V.m. 5 323 Abs. 2 S. 1 HGB). Bei Verwendung vorformulierter
Vertragsbedingungen ist nur eine Haftungsbegrenzung auf das Vierfache dieser Summe
möglich und setzt zudem voraus, dass entsprechender Versicherungsschutz besteht; bei
Rechtsanwälten kann die Haftungsbegrenzung nur für einfache Fahrlässigkeit gelten. Bei der
vorliegenden Vereinbarung handelt es sich um solche vorformulierten Vertragsbedingungen.
Besonderheiten bestehen bei Partnerschaften mbB und Rechtsanwaltsgesellschaften.

Während ein genereller Haftungsausschluss nicht zulässig ist, ist eine weitergehende Be-
schränkung der Haftung bei Fahrlässigkeit bzw. einfacher Fahrlässigkeit auf die Mindest-
versicherungssumme durch einzelvertragliche Regelungen jedoch möglich. Wichtig ist, dass
diese Individualvereinbarung im Einzelnen ausgehandelt wird. Der Vertragspartner muss
Einfluss auf die Gestaltung der Vereinbarung nehmen können, um seine Interessen zu wahren.
Die Verhandlungen müssen für jedes Mandat neu stattfinden. Die Rechtsprechung stellt
insoweit hohe Anforderungen.

Für eine etwaige Haftung gegenüber dem Kreditinstitut gelten die allgemeinen Grundsätze;
durch die Abgabe der Haftungsklarstellungerklärung durch die teilnehmenden Kreditinstitute ist
aber sichergestellt, dass allein durch die Nutzung des Verfahrens Digitaler Finanzbericht kein
zusätzliches Haftungsrisiko entsteht (Ausnahme Vorsatz).

Wir weisen nochmals darauf hin, dass die Textvorschläge nur als Arbeitshilfe
gedacht sind und sich jede Kanzlei individuell mit der Haftungsthematik im
konkreten Fall auseinandersetzen muss.
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